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1. Einführung 

Zum 01.01.2019 tritt das neue Verpackungsgesetz (VerpackG) in Kraft. Laut § 21, Abs. 1, Satz 2 dieses 

Gesetzes müssen die Unternehmen zur Sammlung und Entsorgung von gebrauchten 
Verkaufsverpackungen (kurz: Systeme) Beteiligungsentgelte, die sie von den Verpflichteten einfordern, 

so bemessen, dass Anreize zur Herstellung von Verpackungen aus nachwachsenden Rohstoffen 
bestehen. Das gesetzliche Ziel ist die "Förderung" dieser Verpackungen im Sinne einer 
"gesamtökologischen" Entwicklung. 

Der Gesetzgeber überlässt es den Systemen, wie sie diesen Anspruch umsetzen.  

Dieses Dokument soll die Systeme bei der Umsetzung dieser Aufgabe durch Hintergrundinformationen 
unterstützen. Es spricht in Kurzform relevante Themen an. 

Verpackungen mit Anteilen aus nachwachsenden Rohstoffen sind in vielfältiger Weise bekannt und 
marktüblich (z.B. aus Papier und Pappe, aus dem nachwachsenden Rohstoff Holz). 

Im Fokus dieses Infopapiers stehen Kunststoffverpackungen, welche zumindest teilweise aus 
nachwachsenden (biobasierten) Rohstoffen hergestellt werden. Die Entwicklung und Vermarktung dieser 
Produkte, die verschiedene Polymere und Verpackungsanwendungen umfasst, steht noch am Anfang 

ihrer Entwicklung. Sie besitzen ein erhebliches wirtschaftliches und ökologisches Potenzial im Sinn einer 
nachhaltigen Entwicklung. Hier kann § 21 (1) 2 VerpackG eine Unterstützung leisten. 
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2. Verpackungsgesetz, § 21 

gültig ab 01.01.2019 

3. Themenfeld: Definitionen und Nachweise 

Marktübliche Kunststoff-Verpackungen sind nahezu ausnahmslos aus verschiedenen Materialien und 

Hilfsmitteln zusammengesetzt, die wiederum aus mineralischen, fossilen, recyclierten oder 
nachwachsenden Rohstoffen hergestellt werden. Die fertige Kunststoff-Verpackung enthält demnach 
immer mehr oder weniger große prozentuale Anteile (Gew. %) dieser einzelnen Stoffe. 

Kunststoffe, die aus nachwachsenden Rohstoffen hergestellt werden, werden als biobasierte Kunststoffe 

bezeichnet. Bisher gibt es keine gesetzliche Vorgabe, wie hoch der biobasierte Stoffanteil im fertigen 
Kunststoff sein muss, damit dieser als biobasierter Kunststoff bezeichnet werden darf. 

Für allgemeine Informationen rund um biobasierte Kunststoffe wird auf das 10-Punkte-Papier der FNR 

verwiesen. 

In Zusammenhang mit § 21 VerpackG stellen sich für Kunststoff-Verpackungen aus nachwachsenden 
Rohstoffen insbesondere drei Fragen: 

Definitionen und Nachweise

Datenerfassung 

Ökologie

Themenfelder 
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3.1. Was ist ein nachwachsender Rohstoff?

Nachwachsende Rohstoffe (abgekürzt NawaRo, Nawaro oder NR) sind organische Rohstoffe, die aus 

land- und forstwirtschaftlicher Produktion stammen und für Anwendungszwecke außerhalb des 
Nahrungs- und Futterbereiches verwendet werden. Daraus hergestellte Produkte werden als biobasierte 
Produkte bezeichnet. 

Im Mai 2011 gründete das CEN (European Committee for Standardization) das Technische Komitee für 
biobasierte Produkte, CEN/TC 411. Dessen Hauptaufgabe ist die Entwicklung von Normen für biobasierte 
Produkte, die bereichsübergreifende Aspekte wie u.a. einheitliche Terminologie, Probenentnahme, 

Zertifizierungswerkzeuge und biobasierter Gehalt abdecken (Anlage 1). 

Die Definition und Referenz für biobasierte Produkte ergibt sich vor allem aus der EN 16575 (Anlage 2). 

3.2. Wie lässt sich der % Anteil (Gew. %) in einem Verpackungsprodukt 
bestimmen? 

Zur Festlegung des prozentualen Anteils nachwachsender Rohstoffe eines Verpackungsprodukts kann 
auf die Prüfnorm EN 16785, mit der der Anteil exakt messbar ist, verwiesen werden (Anlage 3). 

EN 16785 beschreibt zwei Verfahren: Das (einfache) Messen des relativen biogenen Kohlenstoffanteils 

(Verhältnis biogener zum organischen Gesamtkohlenstoffanteil) und die Bestimmung des 
Biomasseanteils eines Produktes. 

Aber auch in der CEN/TC 249 Kunststoffe wurden Standards zur Bestimmung des biobasierten Anteils in 

Kunststoffen veröffentlicht (Anlage 4) 

Darüber hinaus gibt es derzeit drei unabhängige Dienstleister, die den normgerechten Nachweis des 
biobasierten Anteils zertifizieren (DIN Certco, TÜV Austria (Vincotte), und NEN). 

Die normgerechte Analyse des biobasierten (Kohlenstoff-)Anteils eines Produktes kann heute zu 

Marktpreisen bei kommerziell tätigen Laboratorien beauftragt werden. Auskünfte geben die Zertifizierer. 

3.3. Soll es Mindestkriterien bezüglich des Anteils (Gew. %) bzw. eine graduelle 
Bemessung geben?

Die Entwicklung biobasierter Kunststoffe und daraus hergestellter Verpackungen steht noch weitgehend 
am Anfang. Zwar gibt es heute bereits Produkte, welche hohe (> 50 %) biobasierte Anteile besitzen. Aber 

je höher die Messlatte an den biobasierten Anteil gelegt wird, umso eingeschränkter wird der 
Wettbewerb, umso schwieriger wird es, die techno-funktionellen Anforderungen zu erfüllen, und umso 
restriktiver wird die Auswahl der in Frage kommenden Produkte. Zudem bedeutet ein sehr hoher 

biobasierter Anteil nicht automatisch eine besonders hohe gesamtökologische Vorteilhaftigkeit.  

Im Sinn einer Förderung der gesamtökologischen Auswirkungen kann eine moderate graduelle 
Bemessung des biobasierten Anteils bei der Gebührensetzung lenkend wirken. Sie sollte an den 

Entwicklungsstand (Produkte, Marktanteil) angepasst werden und zu Beginn innovationsfördernd 
ausfallen. Mit dem Ziel der zunehmenden Verwendung von nachwachsenden Rohstoffen sollte aus Sicht 
der FNR die Höhe der Förderung durch eine Gebührendifferenzierung in Abhängigkeit des biobasierten 

Masseanteils erfolgen. Weiterhin kann ein signifikanter Mindestanteil als „Startpunkt der 
Kostendifferenzierung“ gewählt werden (ab mind. 25 % biobasiertem Anteil). 

Angesichts des frühen Entwicklungsstandes von Verpackungen aus biobasierten Kunststoffen sollte die 

volle Förderung bereits bei einem mindest 50 % Anteil (Erreichung eines „überwiegenden Anteils“) 
erreichbar sein (optional auch durch Kombination von signifikanten Anteilen Rezyklat und 

nachwachsenden Rohstoffen). 

Langfristiges Ziel ist das Erreichen möglichst hoher Anteile nachwachsenden Rohstoffe und rezyklierter 
Werkstoffe im Sinne einer nachhaltigen Kreislaufwirtschaft. Die Gebührendifferenzierung katalysiert diese 

Entwicklung und passt sie stetig an den erreichbaren Stand an. 
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4. Themenfeld: Datenerfassung 

Nach § 21, Abs. 2 müssen die Systeme der Zentralen Stelle und dem Umweltbundesamt jährlich 

berichten, wie sie die Verwendung von nachwachsenden Rohstoffen fördern. 

Dabei werden mit Bezug auf biobasierte Kunststoff-Verpackungen Daten wie Anzahl, 
Verpackungsgewicht und biobasierter Anteil erfasst werden. 

Diese Daten sind für die Beurteilung der Wirkung des Gesetzes wichtig und nicht zuletzt auch für die 

Marktbeobachtung von Interesse. 

5. Themenfeld: Gesamtökologische Wirkung 

Der Verbrauch von biobasierten Kunststoffverpackung im deutschen Verpackungsmarkt wird statistisch 
nicht erfasst. Schätzungen gehen von ca. 20.000 Tonnen im Jahr 2017 aus. Der Großteil dieser 

Verpackungen besteht aus biobasiertem Polyethylen (Bio-PE) und anteilig biobasiertem 
Polyethylenterephthalat (Bio-PET) und ist gut recycelbar. Angesichts eines um den Faktor >100 größeren 
Kunststoffverbrauchs aus fossilen Rohstoffen, an die keinerlei ökologische Forderungen gestellt werden, 

sollten zu Beginn der Markteinführung nur moderate Forderungen gestellt werden.  

Bspw. bis 2022: Erfassung des prozentualen biobasierten Anteils lizensierter Produkte in Verbindung mit 
sinnvollen Vorgaben zur Rohstoffherkunft. Zu deren Einschätzung und Beurteilung kann auf 

verschiedene Zertifikate zurückgegriffen werden (Anlage 5). 

6. Fazit 

Das VerpackG fordert nach § 21 (1) 2 die Packmittelwirtschaft dazu auf, vermehrt ökologisch vorteilhafte 
Materialien wie nachwachsende Rohstoffe und Rezyklate einzusetzen. Es ist dabei logisch und 

konsequent sowohl den Kreislaufbeginn durch Einsatz nachwachsender Rohstoffe als auch den 
Kreislaufschluss mittels Rezyklateinsatzes zu fördern.  

Damit erlangt § 21 (1) 2 des VerpackG auch eine weit über Deutschland hinausreichende, grundlegende 
Bedeutung.  

Die zur Umsetzung verpflichteten Systeme profitieren von einheitlichen Definitionen, Förderkriterien und 
Handhabung von Daten bzw. Berichtspflichten. Dies fördert die Fairness im Wettbewerb, ermöglicht eine 
klare Kommunikation und generiert einen positiven Imagetransfer durch den Nachweis von geförderter 

Innovation und Nachhaltigkeit. Verbunden damit ist ein wachsender Beitrag zur Einsparung von CO2-
Emissionen und damit zum immer wichtiger werdenden Klimaschutz. 
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Anlage 1: 

https://standards.cen.eu/dyn/www/f?p=204:32:0::::FSP_ORG_ID,FSP_LANG_ID:874780,22&cs=1AC12E

57A1E31403E9BF7EC645DD874BD
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Anlage 2: 

EN 16575: Definition “Biobasiertes Produkt” 

https://standards.cen.eu/dyn/www/f?p=204:110:0::::FSP_PROJECT:38482&cs=17DD1C2CF17E88404A
2E71F51A9D1E6D7
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Anlage 3:  

EN 16785: Bestimmung des biobasierten Anteils 

https://standards.cen.eu/dyn/www/f?p=204:110:0::::FSP_PROJECT:40882&cs=19E43972886AD86B768
106AF320EF87A9

https://standards.cen.eu/dyn/www/f?p=204:110:0::::FSP_PROJECT:59832&cs=164063422FAECA2C76C
33EF903F65B8F4
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Anlage 4: 

CEN/TS 16137 + CEN/TS 16295: Bestimmung des biobasierten Anteils in Kunststoffen 

https://standards.cen.eu/dyn/www/f?p=204:110:0::::FSP_PROJECT:35196&cs=10BF1240452FA6BE64D

E60E21CBE579B1

https://standards.cen.eu/dyn/www/f?p=204:110:0::::FSP_PROJECT:32747&cs=18C3B7B9E14A9150655
04756B2F1120A1
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Anlage 5: 

Nachhaltigkeitszertifikate: 

ISCC Plus for industrial and feed use

Roundtable Sustainable Biomaterials (RSB)

Roundtable on Sustainable Palm Oil (RSPO)


